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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung 

 

Das Thema Insolvenzen ist in Österreich allgegenwärtig, denn jeden Tag 

werden beim zuständigen Insolvenzgericht die Anträge auf Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens bearbeitet. 

Im Jahr 2010 wurden in Österreich insgesamt 6.366 Unternehmen als 

insolvent angemeldet, dies sind rund 8 % weniger Insolvenzanmeldungen im 

Vergleich zum Vorjahr. In 3.529 Fällen konnte das Insolvenzverfahren 

eröffnet und durchgeführt werden aber in 2.837 Fälle wurde das 

Insolvenzverfahren mangels Kostendeckung abgelehnt. Man könnte einen 

Rückgang zum Vorjahr in Höhe von 10,2 % verzeichnen. 

Von den insolventen Unternehmen 2010 waren rund 23.600 Dienstnehmer 

betroffen. Auf den ersten Blick eine erschreckende Zahl aber man konnte 

einen Rückgang in Höhe von 16 % verzeichnen, was jedoch sehr positiv ist. 1 

 

Das Rekordjahr der Insolvenzen war jedoch 2005 mit rund 7.000 insolventen 

Unternehmen und nicht 2010, wie es vorerst befürchtet worden ist.  

Die Branchen, die am stärksten betroffen sind, sind unter anderem: 2 

 

 Unternehmensbezogene Dienstleistungen 

 Maschinen- und Metallbranche 

 Bauwirtschaft 

 Gastgewerbe 

 

                                                           
1
 Vgl. http://www.ksv.at/KSV/1870/de/5presse/3statistiken/1insolvenzen/2010-

 12/insstatistik2010hr/index.html - Stand 01.01.2011 
2
  Vgl. http://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/529506/2010-wird-Rekordjahr-fuer-

 Unternehmenspleiten - Stand 01.01.2011 
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Ein großes Sorgenkind ist und bleibt die Holzindustrie, die stark insolvent 

gefährdet ist.  

Die Zahl der Privatkonkurse ist in diesem Jahr um 1 % auf 9.064 eröffnete 

Konkurse gestiegen. Die Schulden der Privatpersonen sind aber um 9 % 

zum Vorjahr auf rund € 132.000,- gestiegen. In diesem Fall ist aber zu 

bedenken, dass die Schulden aufgrund der Zinsen und der Gerichtskosten 

steigen.3 

Die Privatschulden sind in den letzten Jahren langsamer angestiegen. Die 

derzeit niedrige Zinssituation kommt natürlich den Verbrauchern zu Gute. 

Man rechnet für das kommende Jahr 2011 mit einem Rückgang der 

Privatkonkurse. Zu beachten sind jedoch die Sparpakete der 

Budgetkürzungen des Staates. Zum einen werden Transferleistungen 

gekürzt, wenn nicht sogar ganz gestrichen. Weiteres wird die Mineralölsteuer 

sowie die Tabaksteuer angehoben.4 

                                                           
3
 Vgl. http://ooe.orf.at/stories/488703/ - Stand 01.01.2011 

4
 Vgl. http://www.wirtschaftsblatt.at/home/oesterreich/branchen/firmenpleiten-sinken-

 deutlich-weniger-privatkonkurse-440100/index.do - Stand 01.01.2011 
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Die nachfolgende Grafik soll die Halbjahresstatistik 2010 zeigen: 5 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Insolvenzstatistik 1. Halbjahr 2010 

 

 

1.2 Zielsetzung 

 

Durch die Änderung der Insolvenzordnung im Juli 2010 wird den Lesern 

dieser Arbeit ein Einblick in die neue Insolvenzordnung gewährt. Die 

wesentlichen Punkte werden in dieser Bachelorarbeit genau erklärt und 

erläutert. 

                                                           
5
 Vgl. http://www.kleinezeitung.at/system/galleries/upload/3/5/4/2382060/insolvenz240610.jpg 

 Stand 02.01.2011 
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Das Hauptziel dieser Arbeit ist es, Personen, die bis dato keine 

Informationen über die Insolvenzordnung haben, aufzuklären, was in einem 

Insolvenzverfahren geschieht und wie ein Insolvenzverfahren abläuft. 

Weiteres sollen Grundbegriffe des Insolvenzrechts sowie die Organe eines 

Insolvenzverfahrens genau definiert und deren Aufgaben erklärt werden. 

Nachdem sich der Leser mit der Bachelorarbeit befasst hat, hat er den 

Eindruck, eine gute Übersicht in das Thema Insolvenzen zu haben. Weiteres 

soll er auf verstanden haben, auf welche wesentliche Punkte er achten soll 

und wie ein Insolvenzverfahren abläuft. 

 

 

1.3 Methodisches Vorgehen 

 

In der gegenständlichen Bachelorarbeit sollen die grundsätzlichen Begriffe 

eines Insolvenzverfahrens aufgezeigt werden. Weiteres soll erklärt werden, 

wie es zu Insolvenzen kommt und was die Rechtslage für Insolvenzen 

vorsieht. 

Es wird auch ein kurzer Einblick in die Europäische Insolvenzordnung geben, 

da heute immer mehr Unternehmen international tätig sind. 

Auf die Organe eines Insolvenzverfahrens sowie in das materielle 

Insolvenzrecht wird ebenfalls eingegangen. 

Nachfolgend wird aufgezeigt, welche Möglichkeiten und Gründe es gibt, um 

ein Insolvenzverfahren zu eröffnen. 

Im vorletzten Unterkapitel wird auf die Sonderverfahren eines 

Insolvenzverfahrens eingegangen, dies betrifft das Sanierungsverfahren mit 

Eigenverwaltung, das Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung und die 

Sonderbestimmungen für natürliche Personen. 

Im letzten Kapitel dieser Arbeit sollen der Ablauf eines Insolvenzverfahrens 

anhand einer Grafik aufgezeigt werden, wobei auf etwaige Maßnahmen und 
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Konsequenzen eingegangen wird. Die aufwendigste und schwierigste Phase 

ist die rechtliche richtige Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, weshalb in 

diesem Bereich das Hauptaugenmerk dieser Bachelorarbeit liegt. 



- 8 - 

2 Ablaufbeschreibung eines Insolvenzverfahrens in 

Österreich 

 

2.1 Grundlagen 

 

In Österreich wird der Begriff Insolvenz durch den sogenannten Konkurs 

abgelöst, wobei der Begriff Konkurs eine veraltete Version darstellt. Weitere 

Synonyme sind unter anderem Schuldnerverzug, Zahlungsverzug und 

Bankrott.6 

Eine Insolvenz kommt nur dann zustande, wenn der Schuldner seinen 

Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Daraufhin wird der Gläubiger 

seine Forderungen im Exekutionsverfahren geltend machen. Ist jedoch der 

Schuldner nicht in der Lage seine Verbindlichkeiten zu erfüllen, liegt eine 

Zahlungsunfähigkeit – eine Insolvenz – vor.7 

Ob eine Überschuldung eines Unternehmens vorliegt oder nicht, ist anhand 

einer Gegenüberstellung von Schulden und Vermögen zu überprüfen. Bei 

dieser Gegenüberstellung soll man Auskunft darüber erhalten, ob dem 

Unternehmen noch ausreichend Schuldendeckungspotential zur Verfügung 

steht oder ob fremdes Vermögen gefährdet ist. In der Praxis steht einem 

dafür der Jahresabschluss samt Bilanz, Gewinn und Verlustrechnung sowie 

der Lagebericht eines Unternehmens zur Verfügung sofern er 

bilanzierungspflichtig ist.8 

Ziel eines Insolvenzverfahrens ist es, das vorhandene Vermögen des 

Schuldners unter den Gläubigern gerecht zu verteilen. Bevor ein 

Unternehmen in Insolvenz geht, wird man zunächst versuchen, es zu 

sanieren. Für die Gläubiger besteht somit die Möglichkeit, einen Teil ihrer 

Forderungen des Schuldners abzudecken. Bei der Insolvenz jedoch wird das 

                                                           
6
 Vgl.: http://www.wiso-net.de/thesaurus/details/descriptor_12302-3 - Stand 25.11.2010 

7
 Vgl.: Helmut Lichowski, Georg Risak, Einar Sladecek, Annette Höfferl, Politische Bildung und 

 Recht, Manz Verlag Schulbuch Wien, 6. Auflage, Nachdruck 2004, S.238 
8
 Vgl. http://www.springerlink.de/content/h50728148261ur17/ - Stand 25.11.2010 
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Unternehmen aufgelöst und dies ist führt für die meisten Gläubigern zu 

erheblichen Verlusten.9 

 

 

2.1.1 Insolvenzordnung 

 

Die Insolvenzordnung geht auf die kaiserliche Verordnung vom 10.12.1914 

zurück. In diesem Reichsblatt wurden die Einführung einer Konkursordnung, 

einer Ausgleichsordnung und einer Anfechtungsordnung geregelt und traten 

somit am 01.01.1915 endgültig in Kraft. Dieses Insolvenzrecht regelte die 

gleichmäßige Verteilung des Vermögens einer Person, die ihren 

Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen kann. Die Entwicklung der 

österreichischen Insolvenzgesetze ging in Richtung Fortführung eines 

Unternehmens bzw. Aufrechterhaltung der Unternehmensstruktur.10 

Seit 01. Juli 2010 gibt es in Österreich ein neues Insolvenzrecht. Früher war 

das Insolvenzrecht in der Konkursordnung – kurz KO – und in der 

Ausgleichsordnung – kurz AO – geregelt. Die Konkursordnung wurde zur 

Insolvenzordnung (IO) und die Ausgleichsordnung wurde dagegen 

abgeschafft. Der Zwangsausgleich wurde zum Sanierungsverfahren mit 

Sanierungsplan und der Ausgleich wird zum Sanierungsverfahren mit 

Eigenverwaltung. 

Die bisherigen Bestimmungen aus der Ausgleichsordnung finden nun Platz in 

der Insolvenzordnung.11 

Das neue Sanierungsverfahren beruht auf dem Grundsatz: „Retten statt 

ruinieren“. Grundsätzlich will man damit die Sanierungschancen der 

Unternehmen erhöhen, eine Insolvenzverschleppung verhindern, eine 

                                                           
9
 Vgl. Wilfried Schneider, Helga Wirth, Gabriele Andre, Prof. Gerhard Geissler, Betriebswirtschaft 

 V, Manz Verlag Schulbuch Wien, 4. Auflage, 2006, Seite 128 
10

 Vgl. http://www.lindeverlag.at/titel-1-1/insolvenzrecht-4026/titel/leseprobe/ 
 9783707317954.pdf - Stand 15.12.2010 
11

 Vgl.: http://www.ksv.at/KSV/1870/de/3services/0aktuelles/2010-06/Iraeg/index.html - Stand 
 26.11.2010 
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Zurückdrängung der Insolvenzabweisung mangels Masse abweisen und die 

Verfahrensweisen modernisieren.12 

 

Die Insolvenzordnung ist in zehn Teilen geregelt: 13 

 

Der Erste Teil – Insolvenzrecht – enthält das materielle Insolvenzrecht und 

gilt für den Konkurs und für das Sanierungsverfahren sowie für das 

Schuldenregulierungsverfahren. 

Das Insolvenzfahren – der Zweite Teil der Insolvenzordnung – enthält den 

Verlauf eines Konkursverfahrens vom Antrag bis zur Verteilung der Masse 

und den Sanierungsplan. 

Der Dritte und Vierte Teil enthalten die Bestimmung über das 

Sanierungsverfahren mit und ohne Eigenverwaltung. 

Das Konkursfahren ist in Teil fünf der Insolvenzordnung geregelt und stellt 

klar, dass Verfahren, die nicht unter das Sanierungsverfahren fallen als 

Konkurse zu bezeichnen sind. 

Im Sechsten Teil sind die Sonderbestimmungen für natürliche Personen 

enthalten, das wieder ergänzend auf den ersten und zweiten Teil der 

Insolvenzordnung zurückgreift. 

Das Internationale Insolvenzrecht ist im Siebten Teil der Insolvenzordnung 

geregelt. Mehr dazu unter Punkt 2.1.3. 

Der Teil acht, neun und zehn enthalten die Allgemeinen 

Verfahrensbestimmungen, die Begleitregelungen sowie die Schluss- und 

Übergangsbestimmungen. 

                                                           
12

 Vgl.: http://www.justiz.gv.at/internet/html/default/2c9484852308c2a601232de 
 2f5a802bb.de.html;-jsessionid=988456CEDFBEAFE47BEEFA3404877DA3 – Stand 26.11.2010 
13

 Vgl. Buchegger, Walter – Insolvenzrecht – Springer Wien New York – 2010 – Seite 10-11 
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2.1.2 Insolvenzrecht 

 

Materielles Insolvenzrecht 

 

Die Insolvenzmasse 

Bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird das Vermögen des Schuldners 

in zwei Teile geteilt: 

 

 die Insolvenzmasse 

 und das insolvenzfreie Vermögen. 

 

Unter der Insolvenzmasse versteht man das gesamte Vermögen des 

Schuldners zur Zeit der Insolvenzeröffnung und der gesamte Neuerwerb 

während des Insolvenzverfahrens. 

Zum insolvenzfreien Vermögen zählen unter anderem das exekutionsfreie 

Vermögen des Schuldners, der Unterhalt, Erbschaften und Vermächtnisse. 

Das insolvenzfähige Vermögen wird durch die Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens beschlagnahmt. 
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Dies hat zwei Wirkungen: 14 

 

1. Die Verstrickung der Insolvenzmasse – die beschlagnahmte Masse 

gehört zwar formell noch dem Schuldner aber es unterliegt nicht mehr 

seiner Verwaltung bzw. Verfügung. 

2. Der Insolvenzteilnahmeanspruch – gehört zu dem formellen 

Rechtsschutzanspruch und konkretisiert sich erst im Laufe eines 

Insolvenzverfahrens. 

 

Der Unterhalt des Schuldners 

Die Höhe des Unterhalts muss in der Höhe des Existenzminimums berechnet 

werden und dient vor allem zum Neuerwerb während des 

Insolvenzverfahrens. Hat der Schuldner weniger Unterhalt zur Verfügung als 

das Existenzminimum beträgt, so hat der Insolvenzverwalter mit Zustimmung 

des Gläubigerausschusses dem Schuldner Unterhalt aus der Masse zu 

gewähren. Wenn der Schuldner in einem Haus oder in einer 

Eigentumswohnung wohnt, das zum Insolvenzverfahren gehört, dann ist es 

dem Schuldner zur Verfügung zu stellen.15 

 

Rechtsstreitigkeiten und Außerstreitverfahren 

Die Rechtsstreitigkeiten, die die Insolvenzmasse nicht betreffen, werden 

durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht berührt. 

Die Rechtsstreitigkeiten, die die Insolvenzmasse betreffen, werden durch die 

Insolvenzeröffnung ipso iure unterbrochen. Die Passiva des Schuldners 

                                                           
14

 Vgl. http://www.ra-bluemel.de/de/rechtsanwaelte.php?kategorie=Rechtsgebiete&gebiet= 
 Insolvenzrecht& bereich=Fragen%20und%20Antworten%20zum%20Insolvenzrecht#n132 – Stand 
 31.12.2010 
15

 Vgl. http://www.eisenbeis-rechtsanwaelte.de/texte/service/pdfs/unterhaltsforderungen.pdf - 
 Stand 31.12.2010 
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bleiben bis zum Abschluss der Prüfungstagsatzung unterbrochen. Die Aktiva 

kann der Insolvenzverwalter übernehmen. 

Für das Außerstreitverfahren gelten dieselben Bestimmungen der 

Insolvenzordnung wie für die Rechtsstreitigkeiten.16 

 

Die Einzelvollstreckung 

Für die Masseteile des Insolvenzverfahrens gilt eine Vollstreckungssperre. 

Das heißt es kann weder ein exekutives Pfand- oder Befriedigungsrecht 

erworben werden. Ist 60 Tage vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens ein 

exekutives Pfand- oder Befriedigungsrecht beantragt worden, erlischt dieses 

mit dem Insolvenzeröffnungsantrags. Ältere exekutive Absonderungsrechte 

werden durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht berührt und laufen 

grundsätzlich weiter.17 

 

Die Grundbuchssperre 

Eintragungen ins Grundbuch können nur dann vollzogen werden, wenn sie 

spätestens am Tag vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens beim 

Grundbuchgericht eingelangt sind. Diese sogenannte Grundbuchsperre gilt 

nur gegenüber dem Schuldner. 

 

Die Verjährung 

Die Verjährung einer Forderung ist ab dem Tag der Forderungsanmeldung 

gehemmt. Diese Hemmung kann sich in eine Unterbrechung verwandeln, 

                                                           
16

 Vgl. http://www.eu-law-network.de/index.php?page=categorie&cat=30 – Stand 31.12.2010 
17

 Vgl. http://www.komma-net.de/unternehmen/artikel/gegen-zahlungsunfaehige-schuldner-
 vorgehen-einzelvollstreckung-oder-gesamtvollstreckung/ - Stand 31.12.2010 
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wenn die Forderung in der Prüfungstagsatzung festgestellt oder eine 

Prüfungsklage fristgerecht eingebracht worden ist.18 

 

Die Fälligkeit 

Mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens werden alle Forderungen 

gegenüber dem Schuldner fällig. Für Aktivforderungen der Masse tritt vorerst 

keine Fälligkeit in Kraft. 

 

Es gibt die Hoffmansche Methode zur Berechnung der Forderung mit Zinsen. 

Diese sieht wie folgt aus: 19 

 

 

 

Abbildung 2: Hoffmansche Methode 

 

Die Mitschuldner und Bürgen 

Die Mitschuldner und Bürgen können im Insolvenzverfahren ihren Anspruch 

auf Ersatz auf die Forderung geleisteten Zahlungen anmelden. Der Gläubiger 

hat die Möglichkeit den ganzen Betrag bei der Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens anzumelden.20 

 

 

                                                           
18

 Vgl. http://classic.unister.de/Unister/wissen/sf_lexikon/ausgabe_stichwort12880_208.html - 
 Stand 31.12.2010 
19

 Vgl. http://www.zeno.org/Meyers-1905/A/Hoffmannsche+Methode+der+Zinsberechnung – 
 Stand 31.12.2010 
20

 Vgl. http://www.gomopa.net/insider-foren/Mitschuldner/Mitschuldner.html - Stand 31.12.2010 

Insolvenzforderung = 
Forderungsbetrag   x   36.500 

36.500 + (Zinsen x Tage von Verfahrenseröffnung bis Fälligkeit) 
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Die Aufrechnung 

Die Insolvenzgläubiger, die eine aufrechenbare Forderung haben, brauchen 

sich am Insolvenzverfahren nicht beteiligen. Sie werden gegenüber der 

Insolvenzmasse um den vollen Betrag ihrer Forderung befreit, so dass sie 

wie Absonderungsgläubiger gesichert sind. 

 

Es gibt drei Arten von Forderung in der Aufrechnung: 21 

 

1. Betagte Forderungen – Forderungen des Gläubigers und Schuldners 

können gegeneinander aufgerechnet werden. 

2. Bedingte Forderungen – Forderungen des Gläubigers und Schuldners 

können aufgerechnet werden. 

3. Ungleichartige Forderungen – sind dann aufrechenbar, wenn alle 

Individualleistungen des Gläubigers in Geldforderungen umgewandelt 

werden. 

 

Die Forderungen können nur dann aufgerechnet werden, wenn sie bereits 

bei der Eröffnung des Insolvenzverfahrens einander aufrechenbar gegenüber 

gestanden sind. 

 

Die Abwicklung schwebender Rechtsgeschäfte 

Für gegenseitige Verträge, die bei der Insolvenzeröffnung abgeschlossen 

aber noch von keiner der beiden Geschäftsparteien erfüllt worden sind, gilt 

folgendes: 

Der Insolvenzverwalter hat das Wahlrecht zwischen Erfüllung und Rücktritt 

von dem Vertrag. Hat der Insolvenzverwalter die Erfüllung des Vertrages 
                                                           
21

 Vgl. http://www.insolvenzrecht-ratgeber.de/insolvenzrecht/verfahren/index_08.html - Stand 
 31.12.2010 
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gewählt, so müssen beide Parteien ihre Leistungen erbringen. Wählt er 

hingegen den Rücktritt des Vertrages, muss keine der beiden Parteien eine 

Leistung erbringen. Der Gläubiger hat jedoch die Möglichkeit einen 

Schadensersatz zu fordern. 

 

Bei Arbeitsverträgen sieht die Insolvenzordnung folgendes vor: 22 

Der Insolvenzverwalter übt in der Insolvenz des Arbeitsgebers alle Rechte 

und Pflichten des Arbeitsgebers aus. Der Arbeitnehmer hat ein besonderes 

Kündigungsrecht und kann den Ersatz des verursachten Schadens als 

Insolvenzforderung verlangen. 

 

Die insolvenzfesten Ansprüche 

Es gibt gewisse Ansprüche gegen die Insolvenzmasse, die gegenüber der 

Insolvenzforderung eine bevorzugte Stellung einnehmen. Dazu gehören 

unter anderen:23 

 

 Aufrechnungsansprüche 

 Aussonderungsansprüche 

 Absonderungsansprüche 

 Masseforderungen 

 

Die Insolvenzforderungen 

Insolvenzforderungen sind persönliche Forderungen des Schuldners, die vor 

der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens entstanden sind. 

                                                           
22

 Vgl. http://www.slidefinder.net/I/Insolvenzrecht/5879678/p2 - Stand 31.12.2010 
23

 Vgl. http://www.zivilverfahren.at/insolvenzrecht.htm - Stand 31.12.2010 
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Hierzu zählen auch: 

 

 Gesetzliche Unterhaltsansprüche für die Zeit nach der 

Insolvenzeröffnung 

 Ansprüche aus der Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses 

 

Die Forderungen aus Eigenkapital ersetzenden Leistungen sind nach den 

Insolvenzforderungen zu befriedigen.24 

Die Aussonderungsansprüche 

Das Aussonderungsrecht kann dinglicher oder persönlicher Natur sein und 

ist nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu beurteilen. 

Aussonderungsgründe können sein: 25 

 

 Eigentum 

 Inhaberschaft an Forderungen 

 Obligatorische Rückgabeansprüche 

 Treugut 

 Verfolgungsrecht beim Distanzkauf 

 

Die Aussonderungsansprüche sind nach den allgemeinen Rechtsregeln zu 

beurteilen und nicht nach der Insolvenzordnung. Weiteres sind sie 

gegenüber dem Insolvenzverwalter geltend zu machen. Der 

                                                           
24

 Vgl. http://www.insolvenzanwalt24.de/Lexikon-des-Insolvenzrechts/Insolvenzforderungen - 
 Stand 31.12.2010 
25

 Vgl. http://www.rechtslexikon-online.de/Aussonderung.html - Stand 31.12.2010 
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Insolvenzverwalter hat dann die Möglichkeit die Aussonderungsansprüche zu 

bestreiten oder anzuerkennen. 

 

Die Absonderungsansprüche 

Das Sicherungsgut der Absonderungsansprüche wird aus der allgemeinen 

Masse entnommen und als Sondermasse verwertet. Der Erlös soll die 

sichergestellte Forderung befriedigen und der daraus entstehende 

Überschuss fließt in die allgemeine Masse zurück. 

 

Es gibt drei Absonderungsgründe: 26 

 

 Pfandrecht 

 Zurückbehaltungsrecht 

 Sicherungseigentum 

 

Bei der Anmeldung des Absonderungsanspruches ist der voraussichtliche 

Ausfall bei der abgesonderten Befriedigung zu beziffern. Der 

Absonderungsgläubiger hat die Möglichkeit Zinsen während des 

Insolvenzverfahrens geltend zu machen. Die Absonderungsrechte 

unterliegen einer gesetzlichen Zwangsstundung in der Dauer von sechs 

Monaten ab der Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

 

Die Masseforderungen 

Massegläubiger sind Gläubiger, die vorweg wegen ihrer Ansprüche aus der 

Masse voll zu befriedigen sind. 
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Sind alle Masseforderungen höher als die Insolvenzmasse, ist folgende 

Rangordnung einzuhalten: 27 

 

1. Barauslagen vom Insolvenzverwalter 

2. Verfahrenskosten 

3. Kostenvorschüsse von Dritten 

4. Forderungen der Arbeitnehmer 

5. Beendigungsansprüche der Arbeitnehmer 

6. Alle übrigen Masseforderungen 

 

Der Insolvenzverwalter hat die Ansprüche gegen die Masse zu befriedigen, 

sobald sie feststehen und fällig sind. Reicht die Insolvenzmasse nicht aus, 

um alle Masseforderungen zu begleichen, muss der Insolvenzverwalter dies 

unverzüglich dem Insolvenzgericht melden. 

 

Die Insolvenzanfechtung 

Der Schuldner setzt vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

masseschmälernde Maßnahmen. Er verschiebt sein Vermögen und 

befriedigt vorzeitig Gläubiger. Die Insolvenzordnung gewährt gegen den 

Dritten, dem solche Vermögensteile zugekommen sind, einen 

Rückleistungsanspruch, den der Insolvenzverwalter durch Anfechtung 

geltend machen kann. 

Außerhalb des Insolvenzverfahrens hat jeder Gläubiger die Möglichkeit im 

Weg der Einzelanfechtung auf verschobene Vermögensgegenstände des 
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Schuldners zu greifen. Die Rechtsquelle hierfür ist die 

Anfechtungsordnung.28 

 

 

Internationales Insolvenzrecht 

 

Die Insolvenz eines Unternehmens bringt zahlreiche rechtliche Probleme mit 

sich, wenn dessen Vermögen nicht auf einen Staat beschränkt ist. Es stellt 

sich immer wieder die Frage, ob ausländisches Vermögen in inländische 

Insolvenzen mit einzubeziehen ist oder nicht. Dieser Frage kommt immer 

größere Bedeutung zu, da die internationale wirtschaftliche Verflechtung von 

Unternehmen stetig steigt. Das internationale Insolvenzrecht beschäftigt sich 

mit der Problematik, welche Regelungen für grenzüberschreitende 

Sachverhalte zutreffen. 

Die Europäische Insolvenzverordnung – EuInsVO -  ist am 31. Mai 2002 in 

Kraft getreten und ist in sämtlichen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 

gültig. Die einzige Ausnahme stellt Dänemark dar. Die EuInsVO ist nur auf 

solche Insolvenzverfahren anzuwenden, die nach dem 31. Mai 2002 eröffnet 

worden sind. Die Gliederung der EuInsVO lässt sich in eine Präambel, fünf 

Kapitel und drei Anhänge darstellen. 

In der EuInsVO wird der Begriff des Schuldners nicht näher definiert. Ein 

Schuldner kann eine natürliche oder eine juristische Person, ein Kaufmann 

oder gar eine Privatperson sein. Der räumliche Anwendungsbereich umfasst 

alle Insolvenzverfahren innerhalb der Europäischen Union mit Ausnahme von 

Dänemark. Handelt es sich um rein nationale Insolvenzverfahren, fallen 

diese nicht in den Anwendungsbereich der Europäischen Insolvenzordnung 

sondern in die Insolvenzordnung des jeweiligen Staates z.B.: die 

österreichische Insolvenzordnung. 
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Bei einem internationalen Insolvenzverfahren ist zu prüfen ob es nach dem 

Universalitätsprinzip oder nach dem Territorialitätsprinzip eröffnet worden ist. 

Ist ein Insolvenzverfahren nach dem Universalitätsprinzip eröffnet worden, 

hat es in allen anderen Staaten ebenso seine Geltung. Bei dem 

Territorialitätsprinzip ist dies anders. Das Insolvenzverfahren ist nur in 

diesem Staat gültig, wo es tatsächlich auch eröffnet worden ist. Wobei die 

EuInsVO grundsätzlich von dem Universalitätsprinzip ausgeht aber es durch 

das Hauptinsolvenzverfahren und Sekundärinsolvenzverfahren einschränkt. 

Das Universalitätsprinzip ermöglicht somit, in der Europäischen Union ein 

einziges Insolvenzverfahren zu eröffnen, dass in allen Staaten gleiche 

Bedeutung hat und dass alle Gläubiger gleich behandelt werden. 

Für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens ist jenes Gericht zuständig, wo 

der Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen hat. Als 

Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen, ist jener Ort gemeint, an dem 

der Schuldner der Verwaltung seiner Interessen nachgeht und der auch für 

Dritte feststellbar ist. 

Jeder Gläubiger hat die Möglichkeit seine Forderungen anzumelden, wenn er 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt, Wohnsitz oder Sitz in der Europäischen 

Union hat. Der Gläubiger muss angeben, wie hoch die Forderungen besteht, 

zu welchen Zeitpunkt die Forderung entstanden ist und ob ein 

Sicherungsrecht wie z.B.: Eigentumsvorbehalt beansprucht werden. Diese 

Forderungen sind durch Belege oder Kopien nachzuweisen.29 
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2.1.3 Organe des Insolvenzverfahrens 

 

Das Insolvenzgericht 

Das ermittelte Gericht ist für alle Insolvenzverfahren gleichermaßen 

zuständig. 

Für alle Unternehmer sowie für juristische Personen und Verlassenschaften 

ist das Landesgericht das zuständige Insolvenzgericht. Das Bezirksgericht ist 

hingegen für alle natürliche Personen, die kein Unternehmen betreiben, 

zuständig. 

 

Das Insolvenzgericht hat unterschiedliche Aufgabe. Es beschließt: 30 

 

 die Eröffnung sowie die Aufhebung des Insolvenzverfahrens, 

 leitet das Insolvenzverfahren ein, 

 bestellt den Insolvenzverwalter, 

 überwacht den Insolvenzverwalter und die anderen Organe, 

 trifft Maßnahmen zur Sicherung des Insolvenzvermögens, 

 genehmigt die Verwalterrechnung und die Verteilung des Erlöses, 

 kann Beschlüsse der Gläubigerversammlung einstellen, 

 prüft und bestätigt den Sanierungsplan, 

 leitet Abschöpfungsverfahren ein und erteilt die Restschuldbefreiung. 
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Der Insolvenzverwalter 

Der Insolvenzverwalter wird von Amts wegen vom Insolvenzgericht bestellt. 

Jede Bestellung wird öffentlich bekannt gemacht. Dem Insolvenzverwalter 

können ein Stellvertreter und bzw. oder ein besonderer Verwalter als 

Unterstützung bei Seite stehen. 

Ein Insolvenzverwalter ist eine unbescholtene, verlässliche und 

geschäftskundige Person, die spezielle Kenntnisse und Erfahrungen im 

Insolvenzwesen hat. Solche Personen sind unter anderem 

Wirtschaftstreuhänder, Wirtschaftsanwälte und Unternehmensberater. 

Weiteres ist noch zu beachten, dass der Insolvenzverwalter kein naher 

Angehöriger und auch kein Konkurrent des Schuldners sein darf.31 

Beim Oberlandesgericht in Linz – Oberösterreich – liegt für ganz Österreich 

eine sogenannte Insolvenzverwalterliste auf. In der Insolvenzverwalterliste 

findet das Insolvenzgericht interessierte Personen, die sich selbst 

eingetragen haben. Sollte sich aber in der Liste keine geeignete Person 

finden, die den Erfordernissen entspricht, hat das Insolvenzgericht die 

Möglichkeit eine andere Person zu bestellen.32 

Der Insolvenzverwalter hat in einem Insolvenzverfahren unterschiedliche 

Aufgaben zu bewältigen. Er soll das Insolvenzverfahren im 

gemeinschaftlichen Interesse aller Beteiligten durchführen und vertritt die 

Insolvenzmasse nach außen. Als Erstes muss sich der Insolvenzverwalter 

die Ermittlung der wirtschaftlichen Lage des Schuldners widmen und ob das 

Unternehmen fortgeführt oder wiedereröffnet werden kann. 

Für die Feststellung der Masse muss der Insolvenzverwalter die Aktiva 

prüfen. Wenn es erforderlich ist, muss der Insolvenzverwalter die Masse in 

Gewahrsam nehmen. 

Damit die Passiva festgestellt werden können, muss der Insolvenzverwalter 

die angemeldeten Insolvenzforderungen in ein Anmeldungsverzeichnis 
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eintragen und dem Insolvenzgericht vorlegen. Vorher muss der 

Insolvenzverwalter die angemeldeten Forderungen auf ihre Richtigkeit und 

ihre Rangordnung prüfen. 

Der Insolvenzverwalter hat auf gerichtliche Anordnung eine 

Zwischenrechnung und eine Schlussrechnung über seine 

Verwaltungstätigkeit zu stellen. 

Damit alles seine Richtigkeit hat, wird der Insolvenzverwalter vom 

Insolvenzgericht und vom Gläubigerausschuss überwacht. Das 

Insolvenzgericht hat die Möglichkeit, den Insolvenzverwalter aus bestimmten 

Gründen wie z.B. Vertrauensverlust das Amt zu entnehmen.33 

 

Die Gläubigerversammlung 

Die Gläubigerversammlung besteht aus allen Insolvenzgläubigern, die an 

einem Insolvenzverfahren beteiligt sind und wird vom Insolvenzgericht 

einberufen. Sie beaufsichtigt den Insolvenzverwalter und den 

Gläubigerausschuss. 
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Die Gläubigerversammlung hat drei unterschiedliche Aufgaben bzw. 

Funktionen:34 

 

Kontrollfunktion Beratungsfunktion Entscheidungsfunktion 

 kann beim 

Insolvenzgericht die 

Enthebung des 

Insolvenzverwalters und 

einzelner 

Ausschussmitglieder 

beantragen 

 Einsetzung eines 

Gläubigerausschusses 

 verhandelt über 

Fortführung oder 

Schließung des 

Unternehmens 

 Verhandlungen über 

Sanierungsplan 

 Entscheidung über die 

Annahme oder 

Ablehnung eines 

Sanierungsplanvor-

schlags und eines 

Zahlungsplans 

Abbildung 3: Funktion der Gläubigerversammlung 

 

Der Gläubigerausschuss 

Ein weiteres Organ im Insolvenzverfahren ist der Gläubigerausschuss. 

Dieser wird vom Insolvenzgericht beschlossen und muss dem 

Insolvenzverwalter zur Unterstützung bereit stehen. Ein Gläubigerausschuss 

umfasst zwischen drei und sieben Mitglieder. Die Mitglieder des 

Gläubigerausschusses werden vom Gericht von Amts wegen oder auf Antrag 

einer Gläubigerversammlung ernannt. Ein Insolvenzverfahren kann auch 

ohne Gläubigerausschuss auskommen jedoch werden die Aufgaben dann 

von dem Insolvenzgericht übernommen. 

Zu den wichtigsten Aufgaben des Gläubigerausschusses gehören die 

Überwachung sowie die Unterstützung des Insolvenzverwalters z.B. die 

Kassaprüfung. 
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Der Insolvenzverwalter muss bei Geschäften über € 100.000.- das 

Einverständnis des Gläubigerausschuss einholen und mindestens acht Tage 

vorher dem Insolvenzgericht mitteilen. 

Die Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz der notwendigen 

Auslagen. In Ausnahmefälle haben sie auch Anspruch auf besondere 

Vergütung, wenn ihnen besondere Geschäfte übertragen wurden und das 

Insolvenzgericht diese besondere Vergütung genehmigt.35 

 

Die Gläubigerschutzverbände 

Die Gläubigerschutzverbände erheben und sammeln wirtschaftlich 

relevanten Daten und Informationen über Kreditnehmer. Die Gläubiger haben 

die Möglichkeit einen Gläubigerschutzverband zu kontaktieren und um eine 

Hilfestellung im Inkasso und Mahnwesen zu bieten. 

Derzeit gibt es in Österreich vier Gläubigerschutzverbände:36 

 

 Kreditschutzverband von 1870 in Wien (KSV) 

 Alpenländischen Kreditorenverband Graz (AKV) 

 Insolvenzschutzverband für Arbeitnehmer (ISA) 

 Österreichischer Verband der Verein Creditform (ÖVC) 
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Die Gläubigerschutzverbände haben drei unterschiedliche Aufgaben: 37 

 

1. Sie betreuen ihre Mitglieder bei Vergleichsverhandlungen. Weiteres 

geben sie auch Auskünfte über die Zahlungsfähigkeiten und die 

Zahlungsmoral der Geschäftspartner. 

2. Die Gläubigerschutzverbände vertreten ihre Gläubiger, indem sie 

Insolvenzanträge stellen, Rekurse erheben, Forderungen anmelden, 

angemeldete Forderungen bestreiten und Prüfungsprozesse führen. 

3. Die Verbände unterstützen das Gericht und beteiligen sich an der 

Ermittlung und Sicherung der Insolvenzmasse. Sie unterstützen die 

Vorbereitung des Sanierungs- und Zahlungsplans. Die 

Gläubigerschutzverbände sind häufig Mitglieder eines 

Gläubigerausschusses und fungieren oft als Treuhänder. 

 

Anerkannte Schuldenberatungsstellen 

Die Schuldenberatungsstellen sind  - wie die Gläubigerschutzverbände – 

keine Organe des Insolvenzverfahrens. Sie werden nur bei 

Insolvenzverfahren natürlicher Personen tätig. 

Sie unterstützen natürliche Personen bei der Beseitigung bzw. Verringerung 

ihrer Überschuldung. Weiterem helfen die Schuldenberatungsstellen bei der 

Erstellung eines Zahlungsplans und bei der Herbeiführung eines 

außergerichtlichen Ausgleichs.38 
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2.2 Das Insolvenzverfahren als Konkurs 

 

Bevor ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt werden 

kann, sind einige Punkte zu überprüfen: 39 

 

 Ist der Schuldner insolvenzfähig? 

 Welche Insolvenzgründe liegen vor? 

 

Grundsätzlich sind alle Personengesellschaften, natürliche und juristische 

Personen, sowie deren Nachlass – sprich das Erbe, insolvenzfähig. Nicht 

insolvenzfähig sind die stille Gesellschaft und die Erwerbsgesellschaft 

bürgerlichen Rechts. Auch Minderjährige ab Vollendung der Geburt können 

in Insolvenz fallen. 

Die Insolvenzfähigkeit einer natürlichen Person endet mit dem Tod. Ist 

jedoch vor dem Tod der natürlichen Person ein Insolvenzverfahren eröffnet 

worden, wird dieses nicht beendet, sondern wird mittels eines 

Gerichtsbeschlusses in ein Nachlassinsolvenzverfahren übergeleitet. 

 

Als allgemeiner Eröffnungsgrund für ein Insolvenzverfahren gilt die 

Zahlungsunfähigkeit, die in § 66 der Insolvenzordnung geregelt ist. 
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Zahlungsunfähigkeit Drohende Zahlungsunfähigkeit Überschuldung 

Schuldner stellt seine 

Zahlung ein und ist nicht 

mehr in der Lage die fälligen 

Zahlungen zu erfüllen. 

Schuldner wird nicht mehr in 

der Lage sein, die 

Zahlungen zum 

Fälligkeitspunkt zu 

begleichen. 

Nur bei juristischen 

Personen. Verbindlichkeiten 

überschreiten das 

Vermögen  Passiva ist 

höher als Aktiva. 

Arten der Zahlungsunfähigkeit 

In Abbildung 3 sind die Arten der unterschiedlichen Zahlungsunfähigkeiten 

dargestellt: 40 

 

Abbildung 4: Arten der Zahlungsunfähigkeit 

 

Für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens wird die Zahlungsunfähigkeit 

des Schuldners vorausgesetzt. Dies gilt dann, wenn der Schuldner seine 

Zahlungen einstellt und auch, wenn er fällige Forderungen in einer 

bestimmten Frist nicht erfüllen kann. Die Zahlungsunfähigkeit eines 

Schuldners muss jedoch von Dauer sein. Das bedeutet, dass eine 

vorübergehende Zahlungsstockung nicht als Eröffnungsgrund eines 

Insolvenzverfahrens ausreicht. Die Rechtsprechung duldet eine 

Zahlungsstockung bis zu drei Monaten. 

Eine Zahlungsunfähigkeit kann man mit Hilfe von zwei Verfahren ermitteln: 

 

 die kriminalistische Analyse und  

 die betriebswirtschaftliche Analyse. 
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Bei der kriminalistischen Analyse wird die Zahlungsunfähigkeit anhand von 

Mahnungen, Mahn- und Exekutionsbescheiden, Pfändungen, 

Nichtbezahlung von Sozialversicherungsbeiträgen, Umsatzsteuer etc. 

gemessen. 

Die betriebswirtschaftliche Analyse ist viel präziser. Eine Feststellung der 

Zahlungsunfähigkeit wird mittels eines Liquiditätsstatus und eines 

Liquiditätsplans vorgenommen. Bei dem Liquiditätsplan werden alle fälligen 

Zahlungsaufforderungen den verfügbaren Mitteln gegenübergestellt. Anhand 

des ermittelten Liquiditätsstatus kann ein Liquiditätsplan erstellt werden. 

Dieser stellt die zukünftigen Ein- und Ausgaben dar.41 

Unter drohender Zahlungsunfähigkeit versteht man, wenn der Schuldner 

voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, die bestehenden 

Zahlungspflichten zum Zeitpunkt ihrer Fälligkeit zu begleichen. Zur 

Feststellung einer drohenden Zahlungsunfähigkeit wird ebenfalls ein 

Liquiditätsplan erstellt, den der Schuldner im Insolvenzantrag hinzufügen 

muss. Das Gericht entscheidet anhand des Insolvenzeröffnungsantrag und 

des Liquiditätsplans ob das Insolvenzverfahren eröffnet werden kann.42 

Die Überschuldung ist unter anderem ein Insolvenzeröffnungsgrund bei 

juristischen Personen, Verlassenschaften und Personengesellschaften, bei 

denen kein unbeschränkt haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist 

z.B.: eine GmbH & Co KG. 

Wie bei der Zahlungsunfähigkeit muss auch die Überschuldung von Dauer 

sein. Eine Überschuldung ist mit Hilfe der Sonderbilanz zu ermitteln. Eine 

Überschuldung liegt dann vor, wenn in der Bilanz die Passivseite die 

Aktivseite übersteigt. Wird eine Überschuldung anhand der Bilanz 

verzeichnet, so muss eine Fortführungsprognose erstellt werden. In dieser 
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Fortführungsprognose wird geprüft ob das Unternehmen lebensfähig ist und 

ob es zukünftig kostendeckend wirtschaften kann.43 

 

2.2.1 Eröffnung 

 

Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens kann mittels einem Eigen- oder 

einem Fremdantrag gestellt werden. 

Ein Eigenantrag vom Schuldner ist dann zu stellen, wenn eine 

Zahlungsunfähigkeit, eine drohende Zahlungsunfähigkeit oder eine 

Überschuldung vorliegt. 

Bei einem Fremdantrag stellt der Gläubiger den Antrag auf Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens. Der Gläubiger, der den Antrag stellt, muss seine 

Forderung und den Eröffnungsgrund glaubhaft machen. 

Das Insolvenzgericht entscheidet bei Vorliegen des Insolvenzantrags, ob das 

Insolvenzverfahren eröffnet wird oder nicht. Dies geschieht mit einem 

Beschluss, der entweder stattgegeben oder abgewiesen wird. Fehlt bei dem 

Antrag der Insolvenzgrund wird der Antrag zurückgewiesen oder als 

unzulässig bezeichnet. Ist ein Beschluss abgewiesen worden, so können 

Personen oder auch der Gläubigerschutzverband den Beschluss mittels 

eines Rekurses anfechten.44 

Der Beschluss auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist durch einen Edikt 

öffentlich bekannt zu machen. Dies geschieht in der Regel durch die 

Aufnahme in eine Insolvenzdatei. In Österreich kann man die Insolvenzdatei 

unter folgendem Internetlink abrufen: http://www.edikte.justiz.gv.at/. 
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Das Insolvenzedikt hat folgende Punkte zu enthalten: 45 

 

 Gerichtsbezeichnung 

 Daten des Schuldners und Sitz des Unternehmens 

 Daten des Insolvenzverwalters 

 Datum und Uhrzeit der Insolvenzeröffnung 

 Aufforderung an die Insolvenzgläubiger, ihre Forderungen innerhalb 

einer bestimmten Frist anzumelden 

 Ort und Zeit der allgemeinen Prüfungstagsatzung 

 

Das Insolvenzedikt wird an jedem anschriftlichen Insolvenzgläubiger, an 

jeden Mitarbeiter im Unternehmen und an die Österreichische Nationalbank 

zugestellt. 

In der Praxis ist es üblich die erste Gläubigerversammlung, die 

Prüfungstagsatzung und die Berichtstagsatzung zusammenzulegen.  

 

Mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens hat das Insolvenzgericht die 

Insolvenzmasse und die Fortführung des Unternehmens zu sichern. Wenn 

die Ermittlungen ergeben, dass das Unternehmen nicht lebensfähig ist, muss 

der Insolvenzverwalter und der Gläubigerausschuss über die Schließung des 

Unternehmens verfügen. 

Der Insolvenzverwalter hat die Aufgabe die Insolvenzmasse sofort in Besitz 

zu nehmen. Sollte der Schuldner die Insolvenzmasse nicht aus freien 

Stücken übergeben, so kann durch einen Exekutionstitel die Ausfertigung der 

Masse erfolgen. Der Insolvenzverwalter hat auch die Möglichkeit die 
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Privaträume – sprich Wohnung oder Wohnhaus – des Schuldners zu 

betreten und zu durchsuchen. Sollte der Schuldner dem Insolvenzverwalter 

den Zugriff verwehren, kann der Insolvenzverwalter einen Gerichtsbeschluss 

einholen um die Privaträume zu betreten. 

Das Insolvenzgericht muss nach Eröffnung eines Insolvenzverfahrens die 

Poststelle, Banken und Verwahrungsanstalten, sämtliche Behörden und die 

Arbeitnehmer des Schuldners benachrichtigen. 

Weiteres hat das Insolvenzgericht die Eröffnung des Insolvenzverfahrens im 

Grundbuch bei den Liegenschaften und Forderungen zu vermerken. Ist ein 

Unternehmen im Firmenbuch eingetragen, so wird die Insolvenz ebenfalls ins 

Firmenbuch eingetragen. 

Ein Beschluss über die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens kann aufgrund 

eines Rekurses abgeändert werden. Dies ist wie die Eröffnung öffentlich 

bekannt zu geben. Mit der Abänderung wird die Insolvenzmasse wieder 

freies Vermögen. Weiteres muss das Insolvenzgericht jene Behörden und 

Stellen über die Aufhebung informieren, die auch über die Eröffnung 

informiert worden sind. Im Anschluss wird die Eintragung in die 

Insolvenzdatei wieder gelöscht.46 

 

 

2.2.2 Insolvenzmasse 

 

Feststellung der Aktiva 

Die Feststellung der Vermögensgegenstände der Insolvenzmasse ist 

ausschließlich Aufgabe des Insolvenzverwalters. Zur Insolvenzmasse zählt 

das gesamte Vermögen des Schuldners zur Zeit der Insolvenzeröffnung aber 

auch jenes Vermögen, das nach der Eröffnung erworben worden ist. 

Beispiele für pfändbare Vermögensteile sind unter anderem das 
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Arbeitseinkommen sprich Gehalt oder Lohn, Wiederkaufsrechte und 

Einkommenssteuerrückerstattung. Zum unpfändbaren Vermögen zählen 

unter anderem der Hausrat bzw. persönliche Gegenstände des Schuldners, 

Unterhaltsansprüche und Sozialleistungen.47 

Der Insolvenzverwalter hat, mithilfe des Schuldners, ein Inventar über die 

Masse zu erstellen. Mit der Erstellung der Inventarliste wird in der Regel 

auch eine Schätzung des Vermögens vorgenommen. Diese Schätzung 

erfolgt durch einen unabhängigen Sachverständigen oder durch 

Ausschussmitglieder. 

Der Schuldner ist verpflichtet dem Insolvenzverwalter ein 

Vermögensverzeichnis und eine Bilanz vorzulegen. Das 

Vermögensverzeichnis hat die Vermögensteile (Aktiva) und die 

Verbindlichkeiten (Passiva) unter einer Wertangabe zu enthalten. Der 

Insolvenzverwalter hat, wenn es nötig ist, das Vermögensverzeichnis durch 

das Inventar richtig zu stellen und die Bilanz des Schuldners zu überprüfen. 

Der Schuldner muss das Vermögensverzeichnis und die Bilanz auf ihre 

Richtigkeit und Vollständigkeit unterfertigen. Unvollständige bzw. unwahre 

Angaben können gerichtlich strafbar sein.48 

 

Die Anmeldung der Forderungen 

Die Insolvenzgläubiger müssen ihre Forderungen im Insolvenzverfahren 

schriftlich oder protokollarisch geltend machen. In der Anmeldung sind die 

Forderungen nach Höhe, Grund und Rang anzugeben. 

Die Anmeldefrist für Forderungen läuft circa vierzehn Tage vor der 

allgemeinen Prüfungstagsatzung ab. Die Prüfungstagsatzung findet in der 

Regel sechzig bis neunzig Tage nach Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 

statt. Versäumen Gläubiger die Anmeldefrist, haben sie die Möglichkeit die 

Forderungsanmeldung nachzureichen. Das Insolvenzgericht muss für die 
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nachgereichten Anmeldungen eine erneute Prüfungstagsatzung einberufen 

und alle Gläubiger gesondert laden. Sind alle Anmeldungen beim 

Insolvenzverwalter eingelangt so muss dieser ein Anmeldungsverzeichnis 

erstellen. Die Anmeldungen werden in der zeitlichen Reihenfolge in das 

Verzeichnis eingetragen und dem Insolvenzgericht vorgelegt.49 

 

Die Prüfungstagsatzung 

Die angemeldeten Forderungen werden in der Prüfungstagsatzung 

festgestellt. Der Schuldner und der Insolvenzverwalter müssen bei der 

Satzung teilnehmen, die Gläubiger können, wenn sie wollen, erscheinen. 

Anhand des Anmeldungsverzeichnisses verliest der Richter die 

angemeldeten Forderungen. Der Insolvenzverwalter muss bei jeder 

vorgelesenen Forderung eine Erklärung über die Richtigkeit abgeben. Die 

Forderungen werden somit anerkannt oder bestritten. Die Insolvenzgläubiger 

und der Schuldner haben die Möglichkeit die Richtigkeit der Forderungen zu 

bestreiten. 

Die Forderungen gelten als anerkannt, wenn der Insolvenzverwalter, die 

Gläubiger und der Schuldner diese nicht bestreiten. Dieses Vorgehen hat 

zwei Wirkungen zur Folge: 50 

 

 Wird die Forderung im Insolvenzverfahren festgestellt, so wird dem 

Gläubiger ein Zivilprozess erspart. 

 Der Gläubiger hat die Möglichkeit einen Exekutionstitel zu erstellen. 
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 Vgl. http://www.insolvenz-ratgeber.de/forderungsanmeldung/ - Stand 20.12.2010 
50

 Vgl. Bartsch, Pollak, Buchegger – Österreichisches Insolvenzrecht – Springer Wien NewYork 2002 
 4 Auflage – Seite 435 



- 36 - 

Die Verwertung der Insolvenzmasse 

Die Insolvenzmasse wird vom Insolvenzverwalter bis zur Verteilung verwaltet 

und verwertet. Diese kann nur mit einer erforderlichen Genehmigung vom 

Insolvenzverwalter veräußert werden. Der Insolvenzverwalter hat die 

Möglichkeit zwischen einer freihändiger und einer gerichtlichen Veräußerung. 

Eine gerichtliche Veräußerung der Masse ist nur auf Antrag des 

Insolvenzverwalters vom Insolvenzgericht zulässig und wird vom 

Exekutionsgericht vollzogen. Das Exekutionsgericht ist auch für die 

Verteilung des Erlöses zuständig. 

Bei natürlichen Personen können Forderungen, die keinen Verkaufserlös 

erreichen und einen unbedeutenden Wert aufweisen aus der Masse 

genommen werden und dem Schuldner wieder überlassen werden. Die 

Überlassung der ausgeschiedenen Masse wird vom Gläubigerausschuss 

beschlossen und muss vom Insolvenzgericht genehmigt werden.51 

 

Die Verteilung des Erlöses 

Die Massegläubiger und die Insolvenzgläubiger sind aus der allgemeinen 

Masse zu befriedigen. Hierbei haben aber die Massegläubiger absoluten 

Vorrang. 

Die Befriedigung der Insolvenzgläubiger kann erst nach der 

Prüfungstagsatzung beginnen. Sie wird vom Insolvenzverwalter geleitet und 

kann nach Einvernehmung des Gläubigerausschusses und mit Zustimmung 

des Insolvenzgerichtes vollzogen werden. Die Verteilung der Masse wird 

solange vorgenommen, wie sie ausreicht. Der Insolvenzverwalter hat jede 

Verteilung dem Insolvenzgericht nachzuweisen. 
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Am Ende der Verteilung des Erlöses findet eine Schlussverteilung aufgrund 

eines Verteilungsentwurfes statt. Es setzt folgende Punkte voraus: 52 

 

 Vollständige Verwertung der Masse 

 endgültige Entscheidung über bestrittene Forderungen 

 Feststellung der Ansprüche vom Insolvenzverwalter 

 Genehmigung der Schlussrechnung vom Insolvenzverwalter 

Der Verteilungsentwurf muss vom Insolvenzgericht geprüft und die 

Verteilungsquote muss öffentlich bekannt gegeben werden. Zugleich wird 

den Gläubigern, dem Schuldner und dem Insolvenzverwalter die 

Verteilungstagsatzung bekanntgegeben. 

Nach Vollzug der Schlussverteilung ist das Insolvenzverfahren vom 

Insolvenzgericht aufzuheben. 

 

 

2.2.3 Aufhebung des Insolvenzverfahrens 

 

Die Aufhebung eines Insolvenzverfahrens beendet das Insolvenzverfahren. 

Sie ist, wie die Eröffnung, durch einen gerichtlichen Beschluss begründet, 

wenn ein Aufhebungsgrund vorliegt. 

Der Beschluss über die Aufhebung ist öffentlich bekannt zu machen und in 

der Insolvenzdatei zu vermerken. 
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 Vgl. http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/tk_sec.cgi?chosenIndex=69312nv&chosenIndex 
 =69312nv &templateID=document&highlighting=off&xid=3986536 – Stand 20.12.2010 



- 38 - 

Die Gründe für die Aufhebung des Insolvenzverfahrens können sein:53 

 

 Vollzug der Schlussverteilung 

 Einverständnis der Masse- und Insolvenzgläubiger 

 Abänderung des Eröffnungsbeschlusses aufgrund eines Rekurses 

 Mangel der Kostendeckung 

 

Ein Insolvenzverfahren kann durch „ex lege“ aufgehoben werden. Das 

Gesetz knüpft an die Rechtskraft eines anderen Beschlusses ex lege über 

die Aufhebung des Insolvenzverfahrens an. 

Die Fälle für die Aufhebung des Insolvenzverfahrens ex lege: 54 

 

 Rechtskräftige Bestätigung des Sanierungs- und Zahlungsplans 

 Rechtskräftige Einleitung des Abschöpfungsverfahrens 

 

Der Schuldner erlangt durch die Aufhebung des Insolvenzverfahrens das 

volle Verwaltungs- und Verfügungsrecht über sein Vermögen. 
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2.3 Sonstige Verfahren 

2.3.1 Sanierungsplan 

 

Unter einem Sanierungsplan wird eine gerichtliche Insolvenzbereinigung 

verstanden, die der Schuldner mit seinen Gläubigern im Konkursverfahren 

schließt oder Gegenstand eines Sanierungsverfahrens ist. 

Der Sanierungsplan kann im Konkursverfahren jederzeit vorgelegt werden. 

Beim Sanierungsverfahren muss der Sanierungsplan jedoch schon bei der 

Eröffnung vorgelegt werden. 

Die Aufgaben eines Sanierungsplans sind deutlich definiert. Er soll das 

Konkursverfahren kostensparend beenden und das Unternehmen soll sich 

sanieren. Weiteres soll der Sanierungsplan das Unternehmen außerhalb des 

Konkurses in einem Sanierungsverfahren sanieren. 

Bietet der Schuldner eine Mindestquote von 20 % so wird ihm ein 

Insolvenzverwalter zu Seite gestellt. Man spricht dann von einer Sanierung 

mit Fremdverwaltung. Bietet der Schuldner eine höhere Quote von 

mindestens 30 % spricht man von einer Sanierung in Eigenverwaltung und 

der Schuldner wird von einem Sanierungsverwalter beaufsichtigt. 

Ein Sanierungsplan kann nur von einem Schuldner vorgelegt werden. Er 

muss darin angeben, wie er die Gläubiger befriedigen bzw. sicherstellen will. 

Der Sanierungsplanantrag wird vom Insolvenzgericht genehmigt.55 
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Das Insolvenzgericht kann den Antrag aus folgenden Gründen 

zurückweisen:56 

 

Zurückweisung a limine: Zurückweisung nach 

Vorprüfung: 

Schuldner ist eine 

juristische Person 

 Schuldner ist wegen 

Betrugs verurteilt worden 

 Schuldner hat das 

Vermögensverzeichnis 

und die Bilanz nicht 

vorgelegt 

 Sanierungsplanvorschlag 

erfüllt die Erfordernisse 

nicht 

 Erfüllung des 

Sanierungsplan erscheint 

als unmöglich 

 es wurde bereits ein 

Insolvenzverfahren 

eröffnet bzw. 

mangels Masse 

zurückgewiesen 

 Sanierungsplan wird 

von den Gläubigern 

abgelehnt 

 Vorschlag wird vom 

Schuldner zurück 

genommen 

 

 die, bisher noch kein 

Vermögensverzeichni

s vorgelegt hat 

 die bereits verurteilt 

worden ist 

Abbildung 5: Zurückweisung eines Sanierungsplanvorschlags 
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Ein Sanierungsplanvorschlag muss Mindestkriterien erhalten, da er 

ansonsten a limine abgelehnt wird. Zu diesen Mindesterfordernissen 

zählen:57 

 

 die Massegläubiger müssen befriedigt werden 

 die Insolvenzgläubiger müssen gleich behandelt werden 

 die Absonderungsansprüche dürfen nicht berührt werden 

 die Insolvenzgläubiger müssen jeweils ihre Mindestquote (mindestens 

20 % bzw. 30 %) erhalten 

 

Die Berichtstagsatzung 

Bei der Berichtstagsatzung, die spätestens 90 Tage nach Insolvenzeröffnung 

stattfindet, hat das Insolvenzgericht über die Zukunft des Unternehmens zu 

entscheiden. Bis dahin führt der Insolvenzverwalter das Unternehmen fort 

und muss prüfen, ob eine Fortführung des Unternehmens möglich ist und ob 

ein Sanierungsplan erfüllt werden kann. 

Der Insolvenzverwalter berichtet bei der Berichtstagsatzung über die 

Ergebnisse seiner Prüfung. Danach beschließt das Insolvenzgericht die 

Fortführung des Unternehmens bzw. auch über einzelne 

Unternehmensbereiche. 

Ist der Sanierungsplanvorschlag von den Gläubigern angenommen worden, 

hat der Schuldner eine vierzehntägige Frist zu beachten, in der er einen 

Sanierungsplanantrag stellen kann. Nach Einlagen des 

Sanierungsplanantrags beruft das Insolvenzgericht eine 

Sanierungsplantagsatzung ein. 
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 Vgl. http://www.weka.at/insolvenzrecht/16894_n/?__p=1 – Stand 21.12.2010 



- 42 - 

Die Beschlüsse, die in der Berichtstagsatzung gefasst wurden, sind öffentlich 

bekannt zu geben.58 

 

Die Sanierungsplantagsatzung 

In der Sanierungsplantagsatzung wird über den Sanierungsplanvorschlag 

verhandelt und abgestimmt. Mit der Sanierungsplantagsatzung ist die 

Rechnungstagsatzung zu verbinden. 

Die Sanierungsplantagsatzung ist öffentlich bekannt zu machen. 

Teilnehmende Personen sind:59 

 

 der Schuldner 

 der Insolvenzverwalter 

 die Mitglieder des Gläubigerausschusses 

 die Insolvenzgläubiger 

 

Der Schuldner hat die Möglichkeit nach Ablehnung des 

Sanierungsplanvorschlages einen erneuten Vorschlag zu unterbreiten oder 

den Sanierungsplanvorschlag nach Beginn der Tagsatzung zu ändern. 

Vor der Abstimmung des Sanierungsplanvorschlages werden die Teilnehmer 

der Sanierungsplantagsatzung über die wirtschaftliche Lage des Schuldners 

informiert. Weiteres werden sie auch über die vorliegenden Ergebnisse des 

Insolvenzverfahrens und die Höhe des Verwertungserlöses informiert. 

Über den Sanierungsplanvorschlag können nur die Insolvenzgläubiger, deren 

angemeldete Forderungen festgestellt worden sind, abstimmen. 
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 Vgl. http://www.jusline.at/91a._Berichtstagsatzung_IO.html - Stand 21.12.2010 
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 ATecSanierungsplan-wird-erwartet- - Stand 31.12.2010 
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Der Sanierungsplanvorschlag gilt als angenommen, wenn zwei Mehrheiten 

dafür abgestimmt haben:60 

 

1. die Mehrheit der stimmberechtigten Insolvenzgläubiger stimmt zu – 

absolute Kopfmehrheit 

2. die Gesamtsumme der Forderungen beträgt mehr als 50 % der 

Gesamtforderungen der Insolvenzgläubiger – absolute 

Summenmehrheit. 

 

Wurde der Sanierungsplanvorschlag angenommen, so ist dies öffentlich 

bekannt zu machen. 

Die Sanierungsplantagsatzung kann auch erstreckt werden: 61 

 

 wenn bei der Abstimmung nur eine der beiden Mehrheiten erreicht 

wird – sprich entweder die absolute Kopfmehrheit oder die 

absolute Summenmehrheit. 

 wenn das Insolvenzgericht die Abstimmung eines geänderten 

Sanierungsplanvorschlages nicht zugelassen hat. 

 wenn zu erwarten ist, dass die Erstreckung zu einer Annahme des 

Sanierungsplanvorschlages führen wird. 

 

Wie schon vorhin erwähnt wird die Sanierungsplantagsatzung mit der 

Rechnungslegungstagsatzung verbunden. Der Zweck dieser Verbindung der 

beiden Tagsatzungen ist es, eine frühe Entlastung des Insolvenzverwalters 

die Entscheidung über die Bestätigung des Sanierungsplans. 
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Der Insolvenzverwalter hat dem Insolvenzgericht spätestens vierzehn Tage 

vor der Sanierungsplantagsatzung seine Rechnung zu legen und diese in der 

Tagsatzung zu ergänzen.62 

 

Die gerichtliche Bestätigung 

Ist der Sanierungsplan durch den Mehrheitsbeschluss angenommen worden, 

muss das Insolvenzgericht den Sanierungsplan bestätigen. 

 

Die Bestätigung vom Insolvenzgericht darf erst erteilt werden, wenn  

 

 die Entlohnung des Insolvenzverwalters und die Belohnung der 

Gläubigerschutzverbände vom Gericht bestimmt sind. 

 alle Masseforderungen bezahlt bzw. durch den Insolvenzverwalter 

sichergestellt sind. 

 alle Bedingungen für die Bestätigung im Sanierungsplan erfüllt sind. 63 

 

Die Bestätigung des Sanierungsplans ist allen Insolvenzgläubigern 

zuzustellen und hat alle wesentlichen Punkte des Sanierungsplanes zu 

enthalten. Weiteres ist er öffentlich bekannt zu machen. Die 

Sanierungsplanbestätigung ist durch einen Rekurs anfechtbar. 

 

Mit der Bestätigung des Sanierungsplans ist das Insolvenzverfahren ex lege 

aufgehoben. Die Aufhebung des Insolvenzverfahrens ist in die Insolvenzdatei 

einzutragen. 
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Die Erfüllung des Sanierungsplans 

Die Aufhebung des Insolvenzverfahrens schafft dem Schuldner wieder die 

volle Verwaltungs- und Verfügungsmacht über sein Vermögen. Es gelten 

aber Einschränkungen für den Schuldner: 64 

 

 Der Schuldner kann wieder über sein Vermögen frei verfügen, dann 

erfüllt er den Sanierungsplan selbstständig – autonome 

Sanierungsplanerfüllung. 

 Der Schuldner wird von einem Treuhänder überwacht – 

Treuhandvorschlag. 

 

Die Nichtigkeit des Sanierungsplans und die Wiederaufnahme des 

Insolvenzverfahrens 

Wird der Schuldner binnen zwei Jahren nach der Bestätigung des 

Sanierungsplanes wegen Betrügerei verurteilt, so bewirkt dass 

 

 die Aufhebung des gewährten Nachlasses und der Vergünstigungen 

für alle Gläubiger 

 ohne dass die Gläubiger eingeräumten Rechte gegenüber dem 

Schuldner verlieren. 65 

 

Das Insolvenzverfahren wird auf Antrag wieder aufgenommen, wenn die 

Nichtigkeit des Sanierungsplanes eingetreten ist. Angemeldete Forderungen, 

die bereits im vorherigen Insolvenzverfahren geprüft wurden, werden nicht 

erneut geprüft. 
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2.3.2 Sanierungsverfahren 

 

Das Sanierungsverfahren soll dem Schuldner eine rasche Entschuldung 

binnen 90 Tagen ermöglichen und baut auf den Bestimmungen des 

Sanierungsplanes auf. 

Das materielle Insolvenzrecht, die allgemeinen Verfahrensbestimmungen 

sowie die Begleitregelungen gelten ebenso im Sanierungsverfahren. 

Beantragt kann ein Sanierungsverfahren von 

 

 einer natürlichen Person, die ein Unternehmen betreibt, 

 einer Personengesellschaft, 

 einer juristischen Person und 

 von einer Verlassenschaft. 66 

 

Eine natürliche Person, die kein Unternehmen betreibt, kann nicht ins 

Sanierungsverfahren eintreten. Für diese Person steht das 

Schuldenregulierungsverfahren zur Verfügung. 

Der Schuldner kann den Antrag auf Eröffnung des Sanierungsverfahrens 

stellen, wenn eine Zahlungsunfähigkeit oder eine Überschuldung vorliegt. Er 

hat aber auch die Möglichkeit bei drohender Zahlungsunfähigkeit den Antrag 

auf Eröffnung zu stellen, damit er eine vorsorgliche Verfahrenseröffnung 

erwirken kann und so seine Chance auf Unternehmenssanierung 

verbessern.67 
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Das Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung 

Die Voraussetzungen für das Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung 

sind: 

 

 der Schuldner muss den Antrag auf Verfahrenseröffnung selbst stellen 

 der Schuldner muss einen zulässigen Sanierungsplan vorlegen.68 

 

Der Sanierungsplan darf bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht zurück 

gewiesen worden sein. 

Das Insolvenzgericht überprüft den Antrag auf Eröffnung eines 

Sanierungsverfahrens und trifft seine Entscheidung durch stattgegeben oder 

abgelehnten Beschluss. 

Der Insolvenzverwalter hat im Sanierungsverfahren die gleichen Aufgaben 

wie in einem Konkursverfahren mit einer einzigen Einschränkung. Wenn der 

Sanierungsplan innerhalb von 90 Tagen ab Eröffnung des Verfahrens nicht 

angenommen wird, darf das Unternehmen verwertet werden. 
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 Vgl. https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/uebernahme_aufloesung/insolvenz/ 
 sanierungsverfahren_ohne_Eigenverwaltung/44676.html - Stand 31.12.2010 



- 48 - 

Der Ablauf im Sanierungsverfahren ist wie folgt bestimmt:69 

 

 vierzehn Tage nach Verfahrenseröffnung findet die erste 

Gläubigerversammlung bzw. Berichtstagsatzung statt 

 60 bis 90 Tage nach Verfahrenseröffnung ist die allgemeine 

Prüfungstagsatzung einzuberufen 

 60 bis 90 Tage nach Verfahrenseröffnung, aber nach der 

Prüfungstagsatzung, haben die Sanierungsplantagsatzung sowie die 

Rechnungslegungstagsatzung statt zu finden. 

 

Der Insolvenzverwalter hat in der ersten Gläubigerversammlung bzw. in der 

Berichtstagsatzung über die Erfüllbarkeit des Sanierungsplanes zu berichten. 

Ist der Bericht über den Sanierungsplan positiv, so werden die Gläubiger den 

Sanierungsplan annehmen. 

Das Insolvenzgericht hat den Sanierungsplan zu bestätigen. Mit dieser 

Bestätigung ist das Insolvenzverfahren nach ex lege aufzuheben.70 

 

 

Das Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung 

Bei dem Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung beantragt der Schuldner 

ein Verfahren, dass unter Aufsicht eines Sanierungsverwalters passiert. Der 

Schuldner verwaltet die Insolvenzmasse selbst. 
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Für das Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung muss der Schuldner 

gewisse Voraussetzungen erfüllen:71 

 

 der Schuldner muss den Antrag auf Eröffnung des Verfahrens selbst 

stellen 

 und einen zulässigen Sanierungsplan vorlegen und dessen Annahme 

muss genehmigt werden. 

 

Bei dem Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung müssen gewisse 

Urkunden vorgelegt werden um die Erfolgsaussichten überschaubarer zu 

machen. Zu diesen Urkunden zählen:72 

 

 der Sanierungsplanvorschlag mit einer Mindestquote von 30 % 

 ein Vermögensverzeichnis 

 einen Status sprich eine aktuelle und vollständige Übersicht über das 

Vermögen und über die Schulden 

 einen Finanzplan 

 ein Verzeichnis über die Personen und Stellen, die vom 

Sanierungsverfahren betroffen sind 

 die Jahresabschlüsse der letzten drei Jahre, sofern der Schuldner laut 

Unternehmensrecht dazu verpflichtet ist. 

 

 

                                                           
71

 Vgl. https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/uebernahme_aufloesung/ 
 insolvenz/sanierungsverfahren_mit_Eigenverwaltung/44676.html - Stand 31.12.2010 
72

 Vgl. http://www.restart.at/pdf/169%20IO%20Eigenv.pdf – Stand 31.12.2010 
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Der Sanierungsverwalter 

Bei dem Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung wird kein 

Insolvenzverwalter, so wie beim Sanierungsverfahren ohne Eigenverwalter, 

bestellt sondern ein Sanierungsverwalter. 

Die Aufgaben des Sanierungsverwalters sind klar definiert:73 

 

 Überprüfung der wirtschaftlichen Lage des Schuldners 

 Überwachung der Geschäftsführung 

 Überwachung der schuldnerischen Ausgaben 

 Ausführliche Berichterstattung, ob der Finanzplan und der 

Sanierungsplan eingehalten werden kann und ob Gründe für die 

Entziehung der Eigenverwaltung vorliegen 

 Ausübung von Zustimmungs- und Einspruchsrechten 

 Anordnung von Verfügungsbeschränkungen in dringenden Fällen 

 Vertretung des Schuldners bei Rechtshandlungen 

 

Der Verfahrensablauf eines Sanierungsverfahrens mit Eigenverwaltung 

Bei den Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung gelten grundsätzlich die 

gleichen Abläufe wie beim Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung.  

                                                           
73

 Vgl. http://www.jusline.at/178._Aufgaben_des_Sanierungsverwalters_IO.html - Stand 
31.12.2010 
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Allerdings gibt es folgende Besonderheiten: 74 

 

 Der Schuldner braucht kein Inventar einrichten. 

 Drei Wochen nach Verfahrenseröffnung hat die erste 

Gläubigerversammlung bzw. die Berichtstagsatzung statt zu finden. 

 Die Prüfungstagsatzung, Rechnungslegungstagsatzung und die 

Sanierungsplantagsatzung sind 90 Tage ab Verfahrenseröffnung 

einzuberufen. 

 Der Schuldner muss das Vermögensverzeichnis vor dem 

Insolvenzgericht unterfertigen. 

 

 

2.3.3 Sonderbestimmungen für natürliche Personen 

 

Das Landesgericht ist für Unternehmensinsolvenzen – natürliche oder 

juristische Personen – und für Insolvenzen von Nichtunternehmer – sprich 

keine natürlichen Personen z.B. Vereine und Verlassenschaften zuständig. 

Das Bezirksgericht ist für Insolvenzverfahren natürlicher Personen, die kein 

Unternehmen betreiben zuständig. Dieses Verfahren wird als 

Schuldenregulierungsverfahren bezeichnet. Es ist jenes Bezirksgericht 

zuständig, wo der Schuldner seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Der Schuldner hat die Möglichkeit sein Vermögen selbst zu verwalten sofern 

das Insolvenzgericht nichts Gegenteiliges bestimmt. Als weitere Möglichkeit 

kann der Schuldner sich von einer anerkannten Schuldenberatungsstelle 

vertreten lassen. Das Insolvenzgericht hat den Schuldner jedoch zu 

überwachen. 

                                                           
74

 Vgl. Laukemann, Björn – Die Unabhängigkeit des Insolvenzverwalters – Mohr Siebeck Tübingen 
 2010 – Seite 137ff 
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Der Zahlungsplan 

Der Schuldner kann einen Zahlungsplan erstellen, selbst wenn der Schuldner 

ein Unternehmen betreibt. Für den Zahlungsplan gelten dieselben 

Bestimmungen wie für den Sanierungsplan. Damit ein Zahlungsplan 

anerkannt wird, muss ein Schuldnerantrag gestellt werden. 

Der Schuldner muss den Gläubigern eine Quote von rund 20 % anbieten. Die 

Zahlungsfrist darf sieben Jahre jedoch nicht übersteigen. 

Die Verwertung über die Insolvenzmasse übernimmt das Insolvenzgericht 

mithilfe des Exekutionsgerichtes. Der Erlös wird demnach unter den 

Gläubigern verteilt. Aus diesem Grund findet eine Verteilungstagsatzung 

statt, die kann jedoch mit der Tagsatzung über den Zahlungsplan verbunden 

werden. 

 

Wenn die Gläubiger den Zahlungsplan ablehnen, kann auf Antrag des 

Schuldners das Insolvenzverfahren fortgeführt werden. Der Schuldner muss 

jedoch bescheinigen, dass er die Verfahrenskosten mit seinen Einkünften 

decken und dass er binnen zwei Jahren seine Einkommenslage verbessern 

kann. 

Der Schuldner muss den Fortsetzungsantrag spätestens in der 

Zahlungsplantagsatzung zu stellen. Der Beschluss über die Fortführung ist 

öffentlich bekannt zu machen. 

Der Zahlungsplan erlangt seine Nichtigkeit, wenn der Schuldner seine 

Masseforderungen binnen einer richterlichen Frist nicht bezahlt.75 

 

Das Abschöpfungsverfahren 

Ist der Zahlungsplan von den Gläubigern abgelehnt worden, kann der 

Schuldner ein sogenanntes Abschöpfungsverfahren bestreiten um zu einer 

                                                           
75

 Berghuber, Thomas – Ausweg gesucht! Schulden und Privatkonkurs – Bundesministerium für 
 Sozial und Konsumentenschutz Wien – 5. Auflage 2007 – Seite 54ff 
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Restschuldbefreiung zu gelangen. Damit er das Abschöpfungsverfahren 

bestreiten kann, muss ein Abschöpfungsantrag gestellt werden, über diesen 

entscheidet das Insolvenzgericht. 

Für die Dauer des Abschöpfungsverfahrens bestellt das Insolvenzgericht 

einen Treuhänder. Der Treuhänder ist für die Abschöpfungsmasse zuständig, 

die durch eine Abtretungserklärung des Schuldners entsteht. 

Der Schuldner muss einer angemessenen Arbeit bzw. Erwerbstätigkeit 

nachgehen. Sollte der Schuldner beschäftigungslos sein, muss er sich um 

eine Stelle bemühen und er darf keine zumutbare Arbeit ablehnen. 

Weiteres muss der Schuldner Schenkungen bzw. Erbschaften bekannt 

geben und er darf keine neuen Verbindlichkeiten eingehen, die er bei 

Fälligkeit der Verbindlichkeit nicht bezahlen kann.76 

 

Die Restschuldbefreiung 

Das Abschöpfungsverfahren wird vom Insolvenzgericht als beendet erklärt 

wenn, 

 

 drei Jahre der Laufzeit verstrichen sind und die Insolvenzgläubiger 

mindestens 50 % ihrer Forderungen erhalten haben oder 

 sieben Jahre der Laufzeit verstrichen ist und die Insolvenzgläubiger 

mindestens 10 % ihrer Forderungen erhalten haben. 

 

Falls die siebenjährige Laufzeit verstrichen ist, aber die Insolvenzgläubiger 

weniger als die 10 % ihrer Forderungen erhalten haben, so hat das Gericht 

zu entscheiden ob das Abschöpfungsverfahren beendet wird und der 

Schuldner von der Restschuld befreit ist oder nicht. Das Gericht hat die 

                                                           
76

 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/online/abschoepfungs-verfahren-42712.html Stand 
29.12.2010 
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Möglichkeit das Abschöpfungsverfahren für drei weitere Jahre zu 

verlängern.77 

                                                           
77

 Vgl. http://www.foerderland.de/860.0.html - Stand 31.12.2010 
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3 Schluss 

3.1 Ergebnisse 

 

Die nachfolgende Grafik zeigt einen groben Überblick über den Ablauf eines 

Insolvenzverfahrens in Österreich: 78 
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 Vgl. http://www.kanzlei-vdb.de/ablauf.html - Stand 02.01.2011 

Ablauf eines Insolvenzverfahrens 

Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 

beim zuständigen Gericht 

Schuldner oder Gläubiger stellt den Antrag 

wegen: 

 Drohender Zahlungsunfähigkeit, 

 Zahlungsunfähigkeit oder 

 Überschuldung 

Insolvenzgericht 

 prüft Eröffnungsvoraussetzungen 

 stellt fest, ob genügend Insolvenzmasse 

vorhanden ist 

 prüft Gründe, ob es zu einer 

Verfahrensabweisung kommt 

Abweisung 

mangels 

Masse 

Eröffnungsbeschluss und Einleitung des 

Insolvenzverfahrens 
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Abbildung 6: Ablauf eines Insolvenzverfahrens 

 

Berichtstagsatzung 

 Insolvenzverwalter berichtet über die 

wirtschaftliche Lage des Schuldners und 

über eine mögliche Sanierung 

 Gläubigerversammlung entscheidet über 

Insolvenzfortführung 

 Insolvenzverwalter arbeitet einen 

Insolvenzplan aus 

3 mögliche Insolvenzpläne: 

Sanierung Liquidation Übertragende 

Sanierung 

Wiederherstellung des 

Unternehmens 

Verwertung der 

Insolvenzmasse 

Unternehmensverkauf 

Verteilung des Verwertungserlöses der 

Insolvenzmasse 

Aufhebung des Insolvenzverfahrens 

Bei natürlichen Personen: 

Restschuldbefreiung 
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Wie die Abbildung 6 – Ablauf eines Insolvenzverfahrens - zeigt, beginnt der 

Ablauf des Insolvenzverfahrens mit einem Eröffnungsantrag, der entweder 

vom Schuldner selbst oder von einem Gläubiger gestellt werden kann. 

Wenn der Eröffnungsantrag beim zuständigen Amtsgericht eingelangt ist, 

entscheidet das Insolvenzgericht ob das Insolvenzverfahren eröffnet wird 

oder nicht. Ein Abweisungsgrund eines Insolvenzverfahrens kann unter 

anderem die Abweisung mangels Masse sein. 

Wurde das Insolvenzverfahren eröffnet, stellt das Insolvenzgericht einen 

Eröffnungsbeschluss aus und macht diesen öffentlich. 

Bei der Berichtstagsatzung treffen sich die Organe des Insolvenzverfahrens. 

Es nehmen unter anderem der Schuldner, die Gläubigerversammlung, der 

Gläubigerausschuss und der Insolvenzverwalter teil. 

Der Insolvenzverwalter berichtet über die wirtschaftliche Lage des 

Schuldners und ob eine Weiterführung des Unternehmens von 

wirtschaftlicher Bedeutung ist oder nicht. Daraufhin entscheidet die 

Gläubigerversammlung über die Insolvenzfortführung. Die 

Gläubigerversammlung kann vom Insolvenzverwalter einen Insolvenzplan 

verlangen. 

Im Anschluss hat der Schuldner die Wahl zwischen drei möglichen 

Insolvenzplänen, die jedoch von seiner wirtschaftlichen Lage abhängig sind. 

Der Schuldner kann in ein Sanierungsverfahren gehen. Hier entscheidet sich 

ob er ein Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung oder ein 

Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung durchläuft. Bei der Liquidation 

wird die komplette Insolvenzmasse verwertet. Ist die wirtschaftliche Lage des 

Schuldners aussichtslos wird es zu einer übertragenen Sanierung kommen. 

Das heißt, dass das Unternehmen des Schuldners verkauft wird. 

Bei allen drei Möglichkeiten wird der Verwertungserlös der Insolvenzmasse 

auf die Insolvenzgläubiger aufgeteilt. Danach kann das Insolvenzverfahren 

aufgehoben werden. Ist der Schuldner eine natürliche Person, kommt es zu 

einer Restschuldbefreiung. 
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3.2 Maßnahmen 

 

Die letzte Änderung der Insolvenzordnung wurde mit 01. Juli 2010 wirksam. 

Man versucht laufend die Insolvenzordnung so zu ändern, dass möglichst 

viele Schuldner das Insolvenzverfahren durchlaufen können. 

Mit dem Sanierungsverfahren mit und auch ohne Eigenverwaltung hat man 

eine wichtige Entscheidung getroffen. Mit dieser Maßnahme hofft man, dass 

möglichst viele Schuldner diesen Weg bestreiten können. Bis dato gibt es 

noch keine Aufzeichnungen wie sich die Statistik diesbezüglich zum 

Vorgänger Zwangsausgleich geändert hat. 

Meiner Meinung nach dürfte sich das Sanierungsverfahren bewähren. Mit 

einer Mindestquote von 20 % bzw. 30 % können einige Schuldner 

schlussendlich ihr Insolvenzverfahren wieder aufheben lassen. 

Ob sich die Änderungen der Insolvenzordnung tatsächlich bewähren werden, 

wird die Zukunft zeigen. 

 

 

3.3 Konsequenzen 

 

Die Insolvenzverschleppung 

Eine Insolvenzverschleppung liegt vor, wenn ein Unternehmen trotz 

drohender Zahlungsunfähigkeit bzw. Zahlungsunfähigkeit keinen Antrag auf 

Eröffnung eines Insolvenzverfahrens stellt. 

Die Verschleppung einer Insolvenz kann unter anderem bewirken, dass ein 

zahlungsunfähiges Unternehmen bzw. Unternehmensteile hätte verkauft 

werden können, um somit andere Unternehmensbereiche zu retten. Je weiter 

die Zahlungsunfähigkeit voranschreitet desto höher werden die 

Verbindlichkeiten und die Überschuldung des Unternehmens steigt 

kontinuierlich an. Weiteres kann das Verschweigen einer bevorstehenden 
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Insolvenz dazu führen, dass Lieferanten und Kunden des Unternehmens auf 

ihren Forderungen sitzen bleiben und einen hohen Forderungsverlust 

verbuchen müssen. Ein solches Verhalten gilt als grobfahrlässig und ist 

strafbar.79 

Die Gläubiger haben die Möglichkeit gegen den Schuldner eine Strafanzeige 

zu stellen, wenn ihre Forderungen nicht mehr befriedigt werden können. 

Hierfür können verschiedene Tatbestände in Betracht gezogen werden:80 

 

 Betrug 

 Bankrott 

 Gläubigerbegünstigung 

 Veruntreuung von Arbeitsentgelt 

 GmbHG – Insolvenzverschleppung 

 

Ein Betrug liegt vor, wenn der Schuldner Waren oder Leistungen eines 

Geschäftspartners annimmt, er aber im Vorhinein schon weiß, dass er die 

Waren bzw. Leistungen nicht bezahlen kann. 

 

Der Tatbestand eines Bankrotts kann schon vorliegen, wenn die Buchhaltung 

die gesetzlichen Vorgaben nicht erfüllt oder die Bilanz nicht innerhalb der 

gesetzlichen Frist erstellt. Ein weiterer Tatbestand kann auch sein, wenn der 

Schuldner seine Vermögenswerte auf andere Familienangehörige z.B. 

Ehegatten oder Kinder überschreibt. 

 

                                                           
79

 Vgl. http://www.dir-info.de/finanzen/insolvenzverschleppung-ist-eine-straftat.html - Stand 
 02.01.2011 
80

 Vgl. http://www.unternehmerrecht.info/aktuelles/insolvenzrecht_und_strafrecht.html - Stand 
 02.01.2011 
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Eine Gläubigerbegünstigung liegt vor, wenn der Schuldner zahlungsunfähig 

ist aber die Forderung eines Gläubigers befriedigt, so dass der Gläubiger 

begünstigt ist. 

Bei der Veruntreuung von Arbeitsentgelt ist es so, dass der Schuldner die 

Gläubiger bzw. Arbeitsnehmer bezahlt, die für die Unternehmensfortführung 

wichtig sind. Jedoch die Sozialversicherungsbeiträge etc. werden nicht bzw. 

verspätet bezahlt. 

 

Der Geschäftsführer einer GmbH bzw. der Vorstand einer AG ist verpflichtet, 

bei Erkennung einer Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung einen Antrag 

auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens zu stellen. Er hat bis spätestens drei 

Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit bzw. Überschuldung Zeit die 

Eröffnung zu beantragen.81 

 

Das Insolvenzausfallgeld 

Die Verluste, die der österreichischen Volkswirtschaft jährlich durch 

Insolvenzausfälle entstehen, gehen in die Millionen wenn nicht sogar 

Milliardenbeträge. Man schätzt, dass ein großer Teil der Insolvenzen mit 

kriminellen Verhaltensweisen zu tun haben. 

Durch das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz sind die Ansprüche des 

Arbeitnehmers bei einer Arbeitgeberinsolvenz gesichert. Die Forderungen 

müssen spätestens sechs Monate ab Insolvenzeröffnung geltend gemacht 

werden. Über den erbrachten Antrag entscheidet zunächst die Insolvenz-

Ausfall-Fonds Service GmbH. 

                                                           
81

 Vgl. http://www.unternehmerrecht.info/aktuelles/insolvenzrecht_und_strafrecht.html - Stand 
 02.01.2010 
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Anspruch auf das Insolvenz Ausfallgeld haben 

 

 Arbeitnehmer, 

 Heimarbeiter, 

 Hinterbliebene von Todes wegen und 

 Erben. 

 

Keinen Anspruch hingegen haben 82 

 

 Arbeitnehmer eines Bundes, Landes oder Gemeinde, 

 leitende Angestellte, 

 Mitglieder des Organs einer juristischen Person, 

 Gesellschafter und 

 freie Dienstnehmer. 

 

Für das Insolvenz Ausfallgeld gilt ein Bruttohöchstbetrag von € 7.500 

monatlich. 

 

                                                           
82

 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d50/ISA.pdf - Stand 02.01.2011 
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